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Große Anfrage der Fraktion der CDU

Erweiterung des Bremischen Polizeigesetzes

Die Änderung des Bremischen Polizeigesetzes (BremPolG) vom 29. August 2001
ist im bundesweiten Vergleich vorbildlich. Dennoch weist das geltende Polizei-
gesetz im Land Bremen in einem Punkt ein Defizit auf. In § 33 bleibt die
Telekommunikationsüberwachung unter Einschränkung von Artikel 10 des
Grundgesetzes unberücksichtigt. Im Verhältnis zur Regelung über den verdeck-
ten Einsatz technischer Mittel unter Einschränkung des Grundrechts auf Unver-
letzlichkeit der Wohnung ist nicht hinnehmbar, dass Telefon- und Internet-
überwachung aus gefahrenabwehrenden Gründen ausgeschlossen bleiben soll.
Insbesondere unter Berücksichtigung der Sicherheitslage nach dem 11. Septem-
ber 2001 ist eine solche Regelung dringend geboten.

Vor diesem Hintergrund fragen wir den Senat:

1. Inwieweit hält der Senat die Änderung des Bremischen Polizeigesetzes dahin-
gehend für geboten, die  Datenerhebung durch den verdeckten Einsatz tech-
nischer Mittel bei allen Telekommunikationsmöglichkeiten auch für den Fall
der Gefahrenabwehr zu ermöglichen?

2. Wie gestalten sich die Zusammenarbeit und Abstimmung in dieser Frage mit
den anderen Bundesländern, und welche polizeirechtlichen Regelungen exi-
stieren dort bzw. sind zu dieser Möglichkeit der Gefahrenabwehr angedacht?
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